
ten Jahren nicht zugenommen, obwohl für die von der 
Verkehrspolizei festgestellten Verkehrsunfälle insge­
samt nach wie vor ein Ansteigen kennzeichnend ist. Die 
Zunahme der während der vergangenen zehn Jahre 
verfolgten und damit registrierten Verkehrskriminalität 
konzentriert sich vorwiegend auf verkehrsgefährdende 
Handlungen, die zwar nicht zu Unfällen führten, die 
jedoch im Interesse der Vermeidung schwerwiegender 
Folgen gewissermaßen vorbeugend pönalisiert wurden. 
Allein bei 5569 Straftaten des Jahres 1965 handelt es 
sich um festgestelltes Fahren unter Alkoholeinwirkung. 
Das sind 41,1 % aller registrierten Verkehrsdelikte. 
Obwohl die Anzahl der jährlich festgestellten Ver­
kehrsunfälle bekanntermaßen beträchtlich ist, nehmen 
die Häufigkeitsziffern „Verkehrsunfälle je 100 Kraft­
fahrzeuge“ und „Unfallkriminalität je 100 Verkehrs­
unfälle“ ab7. Wenn Unfälle und Unfallkriminalität 
nicht im gleichen Maße zunehmen wie der schnell an­
wachsende Kraftfahrzeugbestand, so kann daraus ge­
folgert werden, daß die umfangreiche vorbeugend-er­
zieherische Arbeit auf diesem Gebiet gewisse Früchte 
trägt. Letzlich ist das aber nur ein schlechter Trost, 
solange nicht eine Verminderung der Verkehrsunfälle 
und -kriminalität erreicht wird.
Es sind erhebliche Anstrengungen nötig, um zur Ver­
meidung von Verkehrs- und Arbeitsschutzdelikten — 
wie von Unfällen überhaupt — wirksamere Wege der 
Vorbeugung zu erschließen. Zwei Komponenten spie­
len dabei eine gleichermaßen wichtige Rolle. Einmal 
geht es darum, die Erziehungsarbeit und die entspre­
chenden Vorkehrungen effektiver zu gestalten. Zugleich 
ist es aber notwendig, energisch auf die Entwicklung 
einer unfallausschließenden Technik im weitesten 
Sinne hinzuwirken8. Damit ist die den sozialistischen 
Gesellschaftsverhältnissen gemäße Lösung der Schuld­
problematik bei Fahrlässigkeitsdelikten9, die im Prozeß 
der Bewältigung der technischen Revolution kompli­
zierter wird, aufs engste verknüpft.
Die statistische Entwicklung zeigt schließlich, daß in 
den letzten Jahren keine bemerkenswerte Verminde­
rung der G e w a l t v e r b r e c h e n  erreicht wurde. 
Obwohl diese Delikte in der DDR längst nicht mehr in 
dem für das kapitalistische Deutschland — insbesondere 
für die westdeutsche Bundesrepublik — typischen Um­
fang auftreten, stellen sie unter sozialistischen Ver­
hältnissen einen außerordentlich störenden Faktor dar. 
Das gilt vor allem für Gruppenverbrechen dieser Art. 
Wenn auch manche dieser Straftaten durch rechtzeitiges 
Einschreiten verantwortungsbewußter Bürger hätten 
verhindert werden können, so ist doch bei derartigen 
Gruppenverbrechen, denen in der Regel eine mehr oder 
weniger feste Organisationsstruktur zugrunde liegt, 
eine entsprechend organisierte Bekämpfung erforder­
lich. Der Appell an den einzelnen ist ebensowenig aus­
reichend wie ein Strafverfahren. Bei allen Gelegen­
heiten für derartige Straftaten (Messen, Volksfeste, 
Urlaubssaison, größere Kulturveranstaltungen usw.) 
müssen unter Führung der zuständigen staatlichen Or­
gane die entsprechenden gesellschaftlichen Organisa­
tionsformen zur Verhütung oder sofortigen Unterbin­
dung dieser Kriminalität gefunden werden10 11. Die Un­
duldsamkeit und Unnachsichtigkeit der sozialistischen 
Gesellschaft gegenüber Ausschreitungen, die zumeist 
mit übermäßigem Alkoholgenuß verbunden sind, müs­
sen durch eine geeignete vorbeugende staatliche Lei­
tung stärker zur Wirkung gebracht werden.

7 vgl. dazu Harrland, „Zur Rolle der Kriminalstatistik in der 
Strafrechtspflege“, in: Kriminalitätsursachen und ihre Über­
windung, Berlin 1964, S. 254 ff. 
s Ebenda.
9 Vgl. Lekschas / Loose / Renneberg. Verantwortung und Schuld 
im neuen Strafgesetzbuch, Berlin 1964, S. 116 ff.
10 vgl. hierzu Harrland / Stiller, a. a. O., S. 1614 f.

Seitdem an der Staatsgrenze zu Westberlin die gehörige 
Ordnung hergestellt wurde, sind wesentlich günstigere 
Voraussetzungen für eine wirksame Kriminalitätsbe­
kämpfung gegeben. Das findet seine deutliche Wider­
spiegelung in der Entwicklung der Wirtschaftsdelikte. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die festgestellte An­
zahl der Schieberdelikte vor 1962 die tatsächliche Lage 
auf diesem Gebiet auch nicht annähernd auszudrücken 
vermochte. Auch anderen Verbrechen wurden Schran­
ken vorgelegt, selbst wenn dies nicht gleich seinen 
Ausdruck in einem Rückgang der statistischen Zahlen 
findet. Bei vielen Delikten wird eine bessere Aufdek- 
kung und konsequente Verfolgung überhaupt erst seit 
1961 ermöglicht, da den Tätern die Aussicht auf Straf­
losigkeit durch eine nahezu ungehinderte Flucht vor der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit nunmehr verwehrt 
ist. Bekanntlich lief und läuft die Strafverfolgungs­
praxis in Westdeutschland im Prinzip darauf hinaus, 
Straftaten, durch die die DDR in irgendeiner Weise 
geschädigt wird, außer Verfolgung zu lassen. Mehr noch, 
der ganze Macht- und Agentenapparat ist darauf ausge­
richtet, Verbrechen gegen die DDR, ihre Wirtschaft und 
ihre Bürger zu organisieren und zu manipulieren. Es sei 
nur an die nicht wenigen Fälle erinnert, daß die In­
brandsetzung eines volkseigenen Betriebes oder einer 
LPG in Westdeutschland durch eine besondere „An­
erkennung“ als „politischer Flüchtling“ honoriert 
wurde.
Wenn auch durch die Sicherungsmaßnahmen vom 
August 1961 der subversiven Tätigkeit des Gegners 
wirksamer begegnet werden kann und überhaupt gün­
stigere Bedingungen für die Bekämpfung der Krimi­
nalität geschaffen wurden, so zeigen doch die Erfahrun­
gen, daß die zahlreichen Agenten- und Revancheorga­
nisationen in Westdeutschland und Westberlin — den 
veränderten Verhältnissen angepaßt — in verstärktem 
Maße kriminelle Unterminierungsversuche gegen die 
DDR unternehmen. Offenkundig ist auch der intensive 
Einsatz des gesamten westdeutschen und Westberliner 
Macht- und Propagandaapparates zur Beeinflussung 
der Bürger gegen die Arbeiter-und-Bauern-Macht. Die 
entschiedene Abwehr der feindlichen Anschläge und die 
Verstärkung der Wachsamkeit gegen alle imperialisti­
schen Manipulationen sind Grundvoraussetzungen für 
die sozialistische Entwicklung der DDR, für die Bewah­
rung des Friedens in Europa und in der Welt".

Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte 
bei der Kriminalititätsbekämpfung
Im Verlaufe der letzten Jahre, insbesondere seit dem 
Rechtspflegeerlaß des Staatsrates, haben Recht und 
Rechtspflege der DDR zweifellos zu weiteren Festigung 
und Sicherung der Arbeiter-und-Bauern-Macht, zur 
Vertiefung der Beziehungen zwischen der Bevölkerung 
und der sozialistischen Staatsmacht beigetragen. Das 
Rechtsbewußtsein der Bürger entwickelte sich, die Teil­
nahme der Werktätigen an der Rechtsprechung und an 
der kollektiven Erziehung der Rechtsverletzer wurde 
erweitert. Es zeigt sich, daß die Möglichkeiten, durch 
die Organisierung eines umfassenden gesellschaftlichen 
Kampfes gegen die Kriminalität in der DDR Straftaten 
zu verhüten und zurückzudrängen, wesentlich gewach­
sen sind. Die sozialistische Staats- und Rechtsordnung 
hat sich weiter gefestigt und gestärkt. Dadurch wurde 
es möglich, die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte am 
Strafverfahren auszubauen sowie die Erziehung solcher 
Rechtsverletzer, die aus Mangel an Verantwortungs­
bewußtsein und Undiszipliniertheit straffällig wurden, 
weitgehend in die Hände gesellschaftlicher Kräfte zu
11 Vgl. dazu Ziegler / Sarge, „Der .verdeckte Krieg' des west­
deutschen Imperialismus und einige Aufgaben der Gerichte 
zum Schutze des Friedens und des sozialistischen Staates“, 
NJ 1966 S. 545 ff.
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